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Anlage 6

A. Kurzinformation für Gläubiger

Dieser Insolvenzplan enthält alle erforderlichen Informationen, die Sie als Gläubiger der ____________ – im folgenden Schuldnerin – für Ihre Entscheidungen in dem vorliegenden Insolvenzverfahren benötigen. Die Gliederung des Insolvenzplans entspricht den Maßgaben der Insolvenzordnung. In dem darstellenden Teil des Insolvenzplans gem. § 220 InsO sind alle Informationen zu dem Unternehmen der Schuldnerin enthalten. Es werden alle bereits getroffenen Maßnahmen genannt und außerdem Vorschläge unterbreitet zu den weiteren Maßnahmen, die im Zuge des Insolvenzplans angeordnet werden sollen.
Das Gericht wird einen Erörterungs- und Abstimmungstermin gem. § 235 InsO anordnen. Ich werde empfehlen, den Erörterungs- und Abstimmungstermin einheitlich abzuhalten. Der Insolvenzplan kann im Erörterungstermin verändert werden, § 240 InsO.
In dem Teil C. II. sind die Gläubigergruppen aufgeführt. In Teil C. I. 1.-5. sind die Gläubiger den unterschiedlichen Gruppen zugeordnet. In der Anlage Teil D (Anlage XI bis XV) sind die Mitglieder der einzelnen Gläubigergruppen (namentlich) aufgeführt.

Sind Sie dort, obwohl Sie Gläubiger, Sicherungsrechtsinhaber oder Arbeitnehmer der Schuldnerin sind, nicht aufgeführt, verständigen Sie bitte unverzüglich den Sachwalter, ___________.
Büroanschrift:____________________
Wichtige Adressen und Telefonnummern:
Für alle Fragen zu diesem Plan sind die Planverfasser zuständig. Dies sind die Rechtsanwälte _________________. Änderungswünsche bitten wir Sie, den Planverfassern bitte schriftlich an ihr Büro zu übermitteln. Das Insolvenzverfahren ist nicht öffentlich. Die Informationen aus diesem Insolvenzplan stehen lediglich den teilnehmenden Gläubigern zu.
Büroanschrift: ____________________
B. Darstellender Teil gemäß § 220 InsO

I. Ziele des vorliegenden Insolvenzplans

1. Allgemeines

Gemäß § 220 InsO wird im darstellenden Teil des Insolvenzplans beschrieben, welche Maßnahmen nach der Eröffnung des Insolvenzverfahrens getroffen worden sind oder noch getroffen werden sollen, um die Grundlagen für die geplante Gestaltung der Rechte der Beteiligten zu schaffen. Der darstellende Teil soll alle sonstigen Angaben zu den Grundlagen und den Auswirkungen des Plans enthalten, die für die Entscheidung der Gläubiger über die Zustimmung zum Plan und für dessen gerichtliche Bestätigung erheblich sind.

2. Ziele des vorliegenden Insolvenzplans

Der vorliegende Insolvenzplan ist ein Plan zur Fortführung des Unternehmens. Dies soll abweichend von den Vorschriften der Insolvenzordnung durch einen Quotenvergleich schnellstmöglich erreicht werden. Der vorliegende Insolvenzplan regelt in erster Linie, in welcher Form die Ansprüche der Gläubiger bedient werden. Im Gegenzug erlassen die Gläubiger die darüber hinaus gehenden Forderungen.

Das Insolvenzverfahren kann mit Beschluss über den Insolvenzplan beendet werden. Den Gläubigern dient der vorliegende Insolvenzplan dazu, ein aufwändiges Regelinsolvenzverfahren zu vermeiden. Der wirtschaftliche Vorteil des vorliegenden Insolvenzplans liegt darin, dass die Gläubiger bei Abschluss des Insolvenzplans nach den vorliegenden Berechnungen voraussichtlich eine höhere Quote erhalten, als nach Ablauf eines langjährigen Regelinsolvenzverfahrens, desweiteren darin, dass die Quotenzahlungen gemäß dem Insolvenzplan sehr zeitnah erfolgen.
3. Insolvenz- und Insolvenzplanfähigkeit

Die Insolvenzfähigkeit der Schuldnerin wurde im Vorhinein geprüft.

Die ____________ ist auch gem. § 274 Abs. 2 Nr. 1, 2. Fall AktG fortführungs- und damit insolvenzplanfähig. Voraussetzung hierfür ist, dass das Insolvenzverfahren nach der Bestätigung des Insolvenzplans, der den Fortbestand der Gesellschaft vorsieht, aufgehoben worden ist und die Gesellschafter die Fortsetzung der Gesellschaft beschließen.
4. Verfahrensablauf

Im Interesse des Erhalts des Rechtsträgers ist uns an einem möglichst zügigen Verfahren gelegen.
Wir regen an, 

Berichts- und Prüfungs-, (§ 29 Abs. 1 Nr. 2 InsO) auf der einen sowie Erörterungs- und Abstimmungstermin (§ 236 InsO) jeweils zu verbinden, und möglichst schon sechs Wochen nach der für den [Datum] zu erwartenden Insolvenzeröffnung anzuberaumen,

ferner, nach Annahme des Insolvenzplans durch die Gläubiger,


diesen noch im Termin zu bestätigen gem. §§ 248, 252 InsO.

In der Erwartung, dass das Gericht diesen Anregungen folgt, haben wir den Stichtag der Planvermögensübersicht auf den [Datum] berechnet.

5. Rechtslage in Bezug auf einzelne Gläubiger

a. Grundlage

In dem vorliegenden Insolvenzverfahren werden fünf verschiedene Gläubigergruppen gebildet. Diese sind unter lit. b) im einzelnen beschrieben und aufgeführt.
Die Bildung der Gläubigergruppen richtet sich nach der Vorschrift des § 222 InsO. Danach sind bei der Festlegung der Rechte der Beteiligten im Insolvenzplan Gruppen zu bilden, soweit Gläubiger mit unterschiedlicher Rechtsstellung betroffen sind. Nach der Vorschrift des § 222 InsO ist zu unterscheiden zwischen:
1. den absonderungsberechtigten Gläubigern, wenn durch den Plan in deren Rechte eingegriffen wird;

2. den nicht nachrangigen Insolvenzgläubigern,

3. den einzelnen Rangklassen der nachrangigen Insolvenzgläubiger, soweit deren Forderungen nicht nach § 225 InsO als erlassen gelten sollen.
Außerdem sollen bei den Gläubigern mit gleicher Rechtsstellung Gruppen gebildet werden, in denen Gläubiger mit gleichartigen wirtschaftlichen Interessen zusammengefasst werden. In diesem Fall müssen die Gruppen sachgerecht voneinander abgegrenzt werden. Die Kriterien für die Abgrenzung sind im Insolvenzplan anzugeben.
Schließlich sollen die Arbeitnehmer eine besondere Gruppe bilden, wenn sie als Insolvenzgläubiger mit nicht unerheblichen Forderungen beteiligt sind. Dies ist vorliegend nicht der Fall, so dass für die Arbeitnehmer keine gesonderte Gruppe gebildet wird.
Für ungesicherte Gläubiger und Gläubiger mit nicht titulierten Forderungen können gesonderte Gruppen gebildet werden. Bei der Gruppenbildung kann beispielsweise auf die Höhe der einzelnen Forderungen und auch auf bereits geltend gemachte und durchgesetzte Sicherheiten, die nicht von der Schuldnerin gestellt wurden, Bezug genommen werden.

Hiervon wird vorliegend Gebrauch gemacht. Die Gläubiger mit Forderungen bis zu __________ EUR werden in einer Gruppe zusammengefasst. In einer weiteren Gruppe sind diejenigen Gläubiger zusammengefasst, die Forderungen über _________ EUR haben und deren Forderungen weder tituliert noch besichert sind und/oder waren. Danach folgen in einer Gruppe diejenigen Gläubiger, für die Sicherheiten der Gesellschaft bestehen. Die letzte Gruppe wird gebildet für die nachrangigen Gläubiger der Schuldnerin, die als gesellschaftsnahe Gläubiger anzusehen sind und daher lediglich nachrangige Forderungen i. S. d. § 39 InsO innehalten.

b. Gläubigergruppen im Einzelnen

Unter der Maßgabe des § 222 InsO ergeben sich für den vorliegenden Insolvenzplan folgende Gruppen:

(1) Gruppe 1 – Unbesicherte Kleingläubiger

Gläubiger mit festgestellten Forderungen in Höhe von bis zu ___________ EUR sind folgende Gläubiger:

· [ • ]
Gesamt
ca. ____________EUR

(2) Gruppe 2 – Großgläubiger ohne Absonderungsrechte

Großgläubiger mit festgestellten Forderungen über ___________ EUR ohne Absonderungsrechte sind folgende Gläubiger:

· Bundesagentur für Arbeit (lfd Nr. ..)
__________ EUR

· ___________ Lieferant
__________ EUR

· ___________ Dienstleister
__________ EUR

Gesamt
ca. ____________ EUR

(3) Gruppe 3 – Großgläubiger mit Absonderungsberechtigungen
 Großgläubiger mit Absonderungsberechtigungen sind folgende Gläubigerinnen:
· _________ Bank
_________ EUR

· _________ Leasing
_________ EUR
· _________ Lieferant
_________ EUR
Gesamt
__________EUR

(4) Gruppe 4 – Großgläubiger mit eigenem Sanierungsbeitrag

Großgläubiger mit eigenem Sanierungsbeitrag sind folgende Gläubiger:

· ____________________
___________ EUR

· ____________________
___________ EUR

Gesamt
____________ EUR

(5) Gruppe 5 – Gesellschaftsnahe Gläubiger mit nachrangigen Insolvenzforderungen im Sinne des § 39 InsO

Gläubiger mit nachrangigen und bestrittenen Forderungen sind:
· _____________________
__________ EUR
Gesamt
__________ EUR

II. Wesentliche Feststellungen zu den Geschäfts-, Rechts- und Vermögensverhältnissen der Schuldnerin

1. Gesellschaftsverhältnisse

Die Schuldnerin wurde mit Gesellschaftsvertrag vom [Datum] errichtet. Die Antragstellerin ist im Handelsregister B des Amtsgerichts ________ unter HRB _______ eingetragen. Gesellschafter der Schuldnerin sind ____________ . Die Geschäftsführung wird von dem Alleingeschäftsführer, ____________ , wahrgenommen.
2. Unternehmensgegenstand

Die Antragstellerin geht auf die im Jahr _________ gegründete ____________ zurück. Die Antragstellerin ist ein Unternehmen der ___________ Branche. 

[weitere Beschreibung des Unternehmensgegenstandes]
3. Vertretungsverhältnisse

Alleiniger Geschäftsführer der Schuldnerin ist _____________.
4. Wirtschaftliche Entwicklung

[Schilderung der wirtschaftlichen Entwicklung]
5. Bisherige Eigenleistungen

Die Gesellschaft hat in der Vergangenheit erhebliche Verluste akkumuliert. In den Jahren ___________ beläuft sich der Verlust auf ca. _________ EUR.

Diese in der Vergangenheit erwirtschaften Verluste wurden durch erhebliche Leistungen seitens der Gesellschafter _______________ in Höhe von ca. ___________ EUR, durch Darlehen der ___________ in Höhe von _________ Mio. EUR sowie durch Aussetzungen und Stundungen von Mieten für die Überlassung von Geschäftsräumen sowie für Maschinen durch _____________ finanziert.
6. Eigenleistungen nach Insolvenzantragstellung
Auch nach Stellung des Antrags auf Eigenverwaltung wurden von Seiten der ___________ weitere maßgebliche Beiträge zur Sanierung des Unternehmens geleistet. Im Einzelnen handelt es sich um:
[Beschreibung weiterer Sanierungsbeiträge der Gesellschafter und ggf. Dritter]

III. Finanz- und leistungswirtschaftliche Struktur

1. Finanzwirtschaftliche Struktur
Die Gesellschaft verfügt aktuell im Wesentlichen über Büro- und Geschäftsausstattungen sowie diverse hochwertige Produktionswerkzeuge.
Die Schuldnerin verfügt nach dem beiliegenden Liquiditätsplan über ausreichendes Mittel, um die derzeitige Krise aus eigener Kraft zu bewältigen. Wesentlich sind hier die Effekte aus dem Insolvenzgeld, ein überraschend gutes Ergebnis in den Monaten nach Eröffnung des Insolvenzantrags sowie der Beginn der Umsetzung von Einsparpotentialen in der Fertigung.
Ausweislich des als Anlage beigefügten vorläufigen Status (Anlage [ • ]) verfügt die Schuldnerin im Zeitpunkt der Eröffnung des Insolvenzverfahrens über ein Vermögen in Höhe von [ • ] EUR. Derzeit sind auf dem einzigen Konto der Gesellschaft ___________ EUR verbucht.
2. Kapitalbedarf

Für die Durchführung des Insolvenzplans wird kein weiteres Kapital benötigt, um dieses für die Quotenzahlungen an die Gläubiger einzusetzen. Es stehen nach dem Gehaltslauf für ____________ geschätzt EUR ____________ zur Quotenzahlung zur Verfügung.
Sinn und Zweck des vorliegenden Plans ist es, die widerstreitenden Interessen der unterschiedlichen Gläubigergruppen zu harmonisieren und eine wirtschaftlich effiziente Beendigung des Insolvenzverfahrens herbeizuführen.

3. Wichtige Rechtsverhältnisse

a. Arbeitnehmer

Die Schuldnerin beschäftigt insgesamt __________ Arbeitnehmer. Die Forderung der Arbeitnehmer für die Monate _____________ wurden vollständig von der Bundesagentur für Arbeit über Insolvenzgeld nach §§ 183 ff. SGB III bedient, weshalb den Arbeitnehmern keine Ansprüche zustehen.

Die derzeitige monatliche Belastung mit Bruttopersonalkosten betragen __________ EUR. Siehe hierzu Anlage [ • ].

b. Grundbesitz

Grundbesitz ist nicht vorhanden.

c. Mietverhältnisse

Die Schuldnerin hat zwei Mietverträge geschlossen. Die von ihr genutzten Mieträume in __________ hat sie von ___________ zu einem vertraglichen Mietzins von ________ EUR gemietet; Der Vertrag läuft bis [ • ].

Die von der Schuldnerin genutzten Mieträume in _________ hat sie von der _____________ zu einem vertraglichen Mietzins von ________ EUR gemietet; Der Vertrag läuft bis [ • ].

d. Kontokorrent mit der __________ Bank
Die Schuldnerin schloss mit der ________ Bank einen Kontokorrentvertrag mit der Nummer _____________ über __________ EUR. Das Konto war zum Zeitpunkt der Antragstellung mit ________ EUR belastet. 
e. Mietkauf- und Leasingverträge

Die Gesellschaft hat diverse Mietkauf- und Leasingverträge zur Anschaffung von Maschinen geschlossen. Diese sind aus der folgenden Übersicht ersichtlich:
Bis auf _____ Raten, die insgesamt _______________ EUR betragen, wurden alle Raten der finanzierenden Banken bezahlt, insbesondere auch deshalb, weil es sich hierbei zum größten Teil um Masseschulden handelte.

4. Rechtsstreitigkeiten

Die Schuldnerin ist derzeit an folgenden Zivil- und Verwaltungsrechtsstreitigkeiten beteiligt:
_______________
5. Steuerliche Verhältnisse

Bis zur Eröffnung des Insolvenzverfahrens wurde die Schuldnerin unter der Steuernummer [Aktenzeichen] beim Finanzamt [ • ] geführt. Seit Verfahrenseröffnung wird die Schuldnerin unter der Steuernummer [Aktenzeichen] beim Finanzamt [ • ] geführt. Die Schuldnerin hat im Auftrag der Schuldnerin für den Zeitraum von [Datum] bis [Datum] sämtliche Steuererklärungen abgegeben. Im Zuge des eröffneten Insolvenzverfahrens werden die notwendigen Jahresabschlüsse und Steuererklärungen durch die [ • ] GmbH gefertigt.

Die Kosten für die Erstellung der Bilanzen sowie die Steuererklärungen, welche den Zeitraum des Insolvenzverfahrens betreffen, werden aus der Insolvenzmasse beglichen.
6. Sanierungsfähigkeit

Die Sanierungsfähigkeit der Schuldnerin wurde von dem Steuerberater der Gesellschaft, Herrn _______________ sowie der ______________ geprüft und bestätigt. Danach ist die Gesellschaft aus folgenden Gründen sanierungsfähig:

[Darlegung der wesentlichen Sanierungsmaßnahmen] 
Es wird im Übrigen verwiesen auf die als Anlagen [ • ] beigefügten Sanierungsgutachten.
7. Insolvenzgründe

Die Schuldnerin war bei Antragstellung drohend zahlungsunfähig im Sinne des § 17 InsO und hat deshalb Eigenantrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens unter Eigenverwaltung (Schutzschirmverfahren) gestellt.

IV. Gegenüberstellung denkbarer Handlungsalternativen

1. Berechnung des Vermögens- und Schuldenstatus

Der Vermögens- und Schuldenstatus der Gesellschaft stellt sich zum Stichtag [Datum] unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Szenarien (Liquidation, Sanierung, M&A-Prozess) wie folgt dar:
***

AKTIVA

A. Anlagevermögen:

I. Immaterielle Vermögensgegenstände:

1. Selbst geschaffene gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte;

2. entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten;

3. Geschäfts- oder Firmenwert;

4. geleistete Anzahlungen;

II. Sachanlagen:

1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten einschließlich der Bauten auf fremden Grundstücken;

2. technische Anlagen und Maschinen;

3. andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung;

4. geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau;

III. Finanzanlagen:

1. Anteile an verbundenen Unternehmen;

2. Ausleihungen an verbundene Unternehmen;

3. Beteiligungen;

4. Ausleihungen an Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht;

5. Wertpapiere des Anlagevermögens;

6. sonstige Ausleihungen. 

B. Umlaufvermögen:

I. Vorräte:

1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe;

2. unfertige Erzeugnisse, unfertige Leistungen;

3. fertige Erzeugnisse und Waren;

4. geleistete Anzahlungen;

II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände:

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen;

2. Forderungen gegen verbundene Unternehmen;

3. Forderungen gegen Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht;

4. sonstige Vermögensgegenstände;

4.1 sonstige Vermögensgegenstände

4.2 Anfechtungstatbestände

III. Wertpapiere
IV. Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Guthaben bei Kreditinstituten und Schecks. 

1. Kasse

2. Bankguthaben

C. Rechnungsabgrenzungsposten. 

D. Aktive latente Steuern. 

E. Aktiver Unterschiedsbetrag aus der Vermögensverrechnung. 

Zusammenfassung:
Es besteht eine freie Masse unter Liquidationsgesichtspunkten in Höhe von

_________  EUR
Im Fall einer übertragenden Sanierung sind dies

__________ EUR

Für den Fall der Annahme des Insolvenzplans ergibt sich eine freie Masse in Höhe von

__________ EUR

PASSIVA

C. Verbindlichkeiten:

I. Insolvenzgläubiger gem. § 38 InsO

1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten
[______________ EUR]
2. erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen
[______________ EUR]
3. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen
Im Insolvenzverfahren meldeten [______] Gläubiger ursprünglich Forderungen in einer Gesamthöhe von [__________] EUR zur Tabelle an. Die einzelnen Forderungen der Gläubiger ergeben sich aus der Anlage [_____]. Im Zuge des Insolvenzverfahrens wurden Forderungen in einer Gesamthöhe von [_______________] EUR zur Tabelle festgestellt, die übrigen Forderungen wurden von den Gläubigern zurückgenommen oder vom Insolvenzverwalter bestritten.

4. sonstige Verbindlichkeiten
[______EUR]
4.1 davon aus Steuern
[______EUR]
4.2 davon im Rahmen der sozialen Sicherheit
[_______EUR]
4.3 Rückständige Mietzahlungen
Es bestehen rückständige Mietzahlungen gegenüber ___________ in Höhe von  ______________ EUR aus dem Mietverhältnis am Standort in ________.
Es bestehen rückständige Mietzahlungen gegenüber der ____________ in Höhe von  _____________ EUR aus dem Mietverhältnis am Standort in _________ .
Hinzukommen die im Eröffnungsverfahren nicht mehr gezahlten Mieten für die Monate Juni und Juli für beide Standorte, mithin _______ EUR.

4.4 Nichterfüllung von Verträgen

Leasing, Mietkauf, Raummiete, [________ EUR]
4.5 Verbindlichkeiten aus Rückholung von Lastschriften

4.6 Agentur für Arbeit

Die Insolvenzverbindlichkeit gegenüber der Agentur für Arbeit aus dem Insolvenzgeldzeitraum ___________ EUR beträgt laut der Ertrags- und Liquiditätsplanung

___________ EUR.

II. Nachrangige Gläubiger gem. § 39 InsO

Die Gesellschafter _________ haben der Schuldnerin Darlehen ausgereicht, die derzeit mit

____________ EUR

valutieren.

III. Massekosten gem. § 54 InsO

Im Fall der Liquidation ist mit Kosten für Gerichte, Veröffentlichungen, Vergütung des vorläufigen Sachwalters und des (endgültigen) Sachwalters zu rechnen in Höhe von geschätzt
_____________ EUR

sowie im Fall der Sanierung mittels Insolvenzplan (Gutachten Vermögensgegenstände und Planberater) in Höhe von geschätzt
____________ EUR.

IV. Masseschulden gem. § 55 InsO

Bei Liquidation Kosten aus Arbeitsverhältnissen geschätzt
_______________ EUR

Laufende Gemeinkosten aus Auslaufproduktion, das sind
vier Monatsmieten

________________ EUR,

vier Raten Mietkauf- und Leasingraten

________________ EUR

Sonstige Masseschulden wie Zinsen für Insolvenzgeldfinanzierung, ggf. Bilanzen, Steuererklärungen und Arbeitsrechtsprozesse, geschätzt
_______________ EUR

in Summe damit geschätzt
______________ EUR

V. Masseschulden nach § 123 InsO

Mangels Bestehen eines Betriebsrats: keine.

***

2. Quotenerwartung der Insolvenzgläubiger für den Fall einer Liquidation

Im Fall der Liquidation steht aus dem Vermögen eine freie Masse zur Verfügung in Höhe von

_________ EUR

Ertrag aus Auslaufproduktion (geschätzt)
_________ EUR

Liquiditätsbestand (geschätzt)
_________ EUR

Zusammen mit dem in der Liquidation verwertbaren Vermögen stehen zur Verfügung

_________ EUR

Daraus können die Masseverbindlichkeiten von
_________ EUR

nicht bedient werden.

Es verbleibt keine freie Masse; vielmehr dürfte Masseunzulänglichkeit anzuzeigen sein.
Für die ungesicherten Insolvenzforderungen gem. § 38 InsO verbleibt damit rechnerisch eine Quotenzahlung in Höhe von 0 %.

3. Quotenerwartung der Insolvenzgläubiger im Fall einer übertragenden Sanierung (M&A-Prozess)
Im Rahmen der Eigenverwaltung wurde mit Unterstützung der ___________ ein M&A-Prozess gestartet, der eine übertragende Sanierung der Schuldnerin zum Gegenstand hatte. Aus ____ angeschriebenen potentiellen Investoren wurde ______ Interessenten eine Geheimhaltungsvereinbarung zugesandt. Mit _____ Investoren wurde eine solche abgeschlossen und wurden erste Gespräche geführt. ______ Investoren hatten einen Besuch vor Ort zugesagt. Sämtliche Interessenten nahmen nach Sichtung der im Datenraum eingestellten Dokumente und weiteren Gesprächen aus unterschiedlichen Gründen von einer Prüfung des Investments Abstand.
Mangels ernsthafter Interessenten scheidet eine übertragende Sanierung daher aus und ist eine Quote für die Gläubiger nicht zu erwarten.

4. Quotenerwartung der Insolvenzgläubiger für den Fall der Sanierung (Unternehmensfortführung)
Im Falle der Sanierung mittels vorliegenden Plans ist mit einer Quotenerwartung für die einzelnen Gläubigergruppen von 0 % bis [_] %zu rechnen. Es wird verwiesen auf den gestaltenden Teil, dort unter II.
V. Planmaßnahmen

1. Allgemeine Ziele

Mit den beteiligten Gläubigern, den Gesellschaftern und dem Geschäftsführer der Schuldnerin sind Verhandlungen über die Planlösungen geführt worden. Der Geschäftsführer gab in mehreren Gesprächen mit dem vorläufigen Gläubigerausschuss weitere Informationen über die Geschäftsverhältnisse und -beziehungen zu den einzelnen Gläubigern.

2. Gläubigergruppen

Die unter Teil A.I.5.b) genannten Gläubigergruppen werden gebildet. Die Gläubiger in ihren jeweiligen Gruppen sollen dem Insolvenzplan zustimmen.

3. Beschluss über den Insolvenzplan

Mit Beschluss über den vorliegenden Insolvenzplan und dessen gerichtlicher Bestätigung soll das Insolvenzverfahren beendet werden, § 258 InsO. Eine Fortführung des Insolvenzverfahrens ist nicht erforderlich.

a. Unternehmensfortführung
Die anfallenden steuer- und handelsrechtlichen Verpflichtungen sollten durch den Insolvenzverwalter durch Abgabe von Steuererklärungen und Erstellung von Bilanzen erfüllt werden.

In dem laufenden Insolvenzverfahren sind Steuererklärungen für den Zeitraum von [Datum] bis Aufhebung des Insolvenzverfahrens abzugeben. Der Insolvenzverwalter wird eine Steuerberatungskanzlei beauftragen, die erforderlichen Erklärungen zu fertigen. Die Kosten hierfür werden aus der beschlagnahmten Masse bestritten und betragen voraussichtlich [_______ EUR].

b. Zahlung der vereinbarten Quoten an die Gläubiger aus der vorhandenen Masse

Die Zahlungen der Quoten (mit Ausnahme des Besserungsscheins) aus diesem Insolvenzplan werden auf Veranlassung des Sachwalters bis spätestens [Datum] durch die Schuldnerin erfolgen. Die Auszahlung des Besserungsscheins erfolgt 30 Tage nach Feststellung des Jahresabschlusses für das Geschäftsjahr [_________]. Die dadurch entstehenden Kosten und Auslagen sind zu Lasten der Masse auszugleichen.

4. Überwachung der Planerfüllung

Eine Überwachung der Planerfüllung soll eingerichtet werden.
5. Sanierungsgewinn

Der Forderungsverzicht der Gläubiger führt bei der zu sanierenden Gesellschaft zu einem Sanierungsgewinn. Der daraus resultierende Ertrag kann nur in engen Grenzen mit Verlustvorträgen verrechnet werden. Durch das Gesetz zur Fortsetzung der Unternehmenssteuerreform vom 29. Juli 1997 wurde mit der Streichung des § 3 Nr. 66 EStG die Steuerfreiheit von Sanierungsgewinnen abgeschafft (BGBl. I, 2590; BStBl. I 1997, 928). Sanierungsgewinne führen danach regelmäßig zu steuerpflichtigen Betriebseinnahmen, was zu einer außerordentlichen Erschwerung von Sanierungsbemühungen führte. Diese Problematik hat das BMF dazu veranlasst, mit Schreiben vom 27. März 2003 hierzu Stellung zu nehmen und eine Verwaltungspraxis vorzugeben, die zu einer steuerlichen Freistellung der nach Verlustverrechnung verbleibenden Sanierungsgewinne und somit zu einer (teilweisen) Verbesserung der ertragsteuerlichen Situation des zu sanierenden Unternehmens führt („Ertragsteuerliche Behandlung von Sanierungsgewinnen, Steuerstundung und Steuererlass aus sachlichen Billigkeitsgründen (§§ 166, 222, 227 AO)“, BMF, 27.03.03-IV A6-S 2140 – 8/03, BStBl. I 2003, 240).

Danach ist ein Sanierungsgewinn begünstigt, wenn das Unternehmen

· sanierungsbedürftig,

· sanierungsfähig,

· der Schuldenerlass zur Sanierung geeignet ist,

· und der Gläubiger mit Sanierungsabsicht handelt.

Diese Voraussetzungen sollen nur erfüllt sein, wenn ein „Sanierungsplan“ vorliegt. Sind die Bedingungen gegeben, wird die Steuer gestundet, mit (auch künftigen) Verlusten saldiert und am Ende erlassen.

Das Finanzamt ______________ wurde im Zuge der Vorbereitungen des Insolvenzplans in die Sanierungsbemühungen einbezogen. Aufgrund des Zeitdrucks wurde von einer sonst üblichen Stellung eines Antrags auf verbindliche Auskunft abgesehen, da es unmöglich erscheint, diese in der gebotenen Kürze der Zeit zu erhalten. [Alternativ: Einholdung einer verbindlichen Auskunft]
Das Finanzamt ______________ stuft gleichwohl das vorgelegte Sanierungskonzept mit Planrechnung im laufenden Schutzschirmverfahren mit anschließender Insolvenzeröffnung als Sanierungsvorhaben im Sinne des BMF-Schreibens vom 27.03.2003 ein (Sanierungserlass) ein.

Unter dem Vorbehalt der späteren Prüfung und selbstredend unverbindlich sind nach Ansicht des Finanzamtes ______________ bei erster Durchsicht des Konzeptes keine offenkundigen steuerlichen Verstöße ersichtlich, die gegen die Erlassfähigkeit der entstehenden Mindeststeuer bei der Körperschaftsteuer sprechen. Die für die Erhebung der Gewerbesteuer zuständigen Gemeinden bzw. Stadtsteuerämter würden sich regelmäßig der Entscheidung des Finanzamtes anschließen; allerdings besteht hier keine offizielle Bindungswirkung eines positiven Stundungs- und späteren Erlassbescheides zur Körperschaftsteuer. Die Gemeinden müssen also parallel einen Antrag auf Stundung und Erlass erhalten.

VI. Empfehlungen für die Beschlüsse im Abstimmungstermin

Den Gläubigern wird empfohlen, zur Beendigung des Insolvenzverfahrens gemäß §§ 1, 217 InsO den Regelungen des am [Datum] auf der Geschäftsstelle des Amtsgerichts Landshut niedergelegten Insolvenzplans, zuzustimmen.

C. Gestaltender Teil gemäß § 221 InsO

VII. Allgemeine Grundlage/Einteilung der Gruppen gemäß § 222 InsO

Im gestaltenden Teil des Insolvenzplanes wird festgelegt, wie die Rechtsstellung der Beteiligten durch den Insolvenzplan geändert werden soll. Der vorliegende Insolvenzplan hat zum Ziel, die Rechtsverhältnisse der Schuldnerin zu ihren Gläubigern und den Gesellschaftern voll umfänglich zu erledigen. Sämtliche Verbindlichkeiten der Schuldnerin, die vor Eröffnung des Insolvenzverfahrens am [Datum] entstanden sind, sollen durch vollständigen Erlass, Teilerlass und Zahlung einer Abschlagsquote (sowie teilweise nebst Besserungsschein) und unter Verzicht auf die Geltendmachung etwaiger Rechte erledigt werden. Die Schuldnerin soll mit Abschluss des Insolvenzplanes fortgeführt werden.

Die Gläubiger erhalten aus dem vom Insolvenzverwalter im Zuge des Insolvenzverfahrens beschlagnahmten Vermögen eine Quote zur Abgeltung der bisher bestehenden Forderungen. Nach den bisherigen Feststellungen des Insolvenzverwalters wird zur Ausschüttung an die Gläubiger der bereitstehende Geldbetrag 
[________________ EUR]
betragen. Daraus wird nach den jetzigen Planmaßgaben für die Gläubiger in der Gruppe 1 eine Quote von [__] % ermittelt. Die Gläubiger in der Gruppe 2 erhalten eine Quote in Höhe von je ca. [__] %, die Gläubiger in der Gruppe 3 in Höhe von je ca. [__] %, in Gruppe 4 in Höhe von ca. [___] % und in der Gruppe 5 in Höhe von [__] %. Die festgelegten Quoten werden mit Abschluss und Rechtskraft des Insolvenzplans an die Gläubiger ausgezahlt.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Quote noch nicht endgültig feststeht. Sie kann sich erhöhen, sofern die vom Verwalter aus Gründen der Vorsicht hoch angesetzten Rückstellungen aufgelöst werden. Übrigbleibende Geldbeträge sollen im Rahmen einer Nachtragsverteilung entsprechend der Quote auf die Gläubiger verteilt werden. Gläubiger, die auf Grund der Quotenzahlung bereits zu 100 % bedient sind, scheiden selbstverständlich aus einer Nachtragsverteilung aus. Die Schuldnerin sowie ihr Alleinaktionär erkennen an, dass die vereinnahmten Gelder zur Verteilung an die Gläubiger und zum Berichtigen der Kosten des Insolvenzverfahrens eingesetzt werden sollen.

VIII. Gestaltung der Rechtsstellung der verfahrensbeteiligten Gläubiger

1. Gruppe 1

In der Gruppe 1 sind die Kleingläubiger aufgelistet, die ungesicherte Forderungen gegen die Schuldnerin mit einem Betrag von höchstens 5.000,00 EUR innehalten. Durch Zahlung einer Quote in Höhe von [__] % der Forderungen sollen diese Forderungen ausgeglichen werden. Damit erlöschen diese Forderungen.

2. Gruppe 2

In der Gruppe 2 sind die Großgläubiger aufgeführt, die ungesicherte Forderungen über 5.000,00 EUR innehalten. Diese Gläubiger werden zur Abgeltung ihrer Forderung eine Quote von [__] % gezahlt sowie ein Besserungsschein nach den Bedingungen der Ziffer III. unten gewährt. Gleichzeitig erlassen die Gläubiger die darüber hinausgehende Forderung. Der Erlass wird von der Schuldnerin angenommen. Mit Zahlung der Quote, Abrechnung des Besserungsscheins sowie dem Erlass ist das Rechtsverhältnis zwischen Schuldnerin und Gläubigern erledigt.
3. Gruppe 3

In der Gruppe 3 sind die Großgläubiger, die Forderungen innehalten, die mit Sonderrechten ausgestattet sind. Den Gläubigern dieser Gruppe wird zur Abgeltung ihrer Forderung eine Quote von [__] %  gezahlt sowie ein Besserungsschein nach den Bedingungen der Ziffer III. unten gewährt. Gleichzeitig erlassen die Gläubiger die darüber hinausgehende Forderung. Der Erlass wird von der Schuldnerin angenommen. Mit Zahlung der Quote, Abrechnung des Besserungsscheins sowie dem Erlass ist das Rechtsverhältnis zwischen Schuldnerin und Gläubigern erledigt.
4. Gruppe 4

In der Gruppe 4 sind Großgläubiger aufgeführt, die schon bisher die Gesellschaft substantiell unterstützt haben und auch in Zukunft bereit sind, einen eigenen Sanierungsbeitrag zu leisten. Den Gläubigern dieser Gruppe wird zur Abgeltung ihrer Forderung eine Quote von [__] % gezahlt sowie ein Besserungsschein nach den Bedingungen der Ziffer III. unten gewährt. Gleichzeitig erlassen die Gläubiger die darüber hinausgehende Forderung. Der Erlass wird von der Schuldnerin angenommen. Mit Zahlung der Quote, Abrechnung des Besserungsscheins sowie dem Erlass ist das Rechtsverhältnis zwischen Schuldnerin und Gläubigern erledigt.
5. Gruppe 5
In der Gruppe 5 sind die nachrangigen Insolvenzgläubiger aufgeführt. Ihre Forderungen sind mit der gerichtlichen Bestätigung des Insolvenzplans erlassen. Insoweit gilt die Zustimmung gemäß § 246 Abs. 3 InsO als erteilt.
IX. Besserungsschein

Gläubigern der Gruppen 2, 3 und 4 wird ein Besserungsschein gewährt. Diese haben Anspruch auf den ausschüttungsfähigen Gewinn nach Abzug von Steuern der Gesellschaft für die Geschäftsjahre [_____] und [_____], zu errechnen nach den Grundsätzen des HGB. Mehrere Gläubiger teilen sich den Gewinn im Verhältnis ihrer angemeldeten Insolvenzforderungen zueinander. Die Gläubiger können jeweils nur den auf sie entfallenden Gewinn geltend machen (Teilgläubigerschaft). Der Anspruch entsteht jeweils einen Monat nach Feststellung des Jahresabschlusses der Gesellschaft.
X. Bewegliche Quote/Salvatorische Klausel

1. Bewegliche Quote

Für den Fall, dass die vom Insolvenzverwalter zu verteilende Geldmenge sich verringert, wird eine verringerte Quote geleistet. Die Gläubiger sind damit einverstanden, dass der Insolvenzverwalter die tatsächlich auszuzahlende Quote jeweils nach dem Stand des Verfahrens errechnet und die zum Auszahlungszeitpunkt errechnete Quote entsprechend verteilt. Sofern es sich um eine Verringerung handelt, sind die Gläubiger mit einer quotalen Verringerung einverstanden. Der Insolvenzplan soll in diesem Fall für die verringerten Quoten gelten.

Für den Fall, dass sich die vom Insolvenzverwalter berechnete Geldmasse, die zur Verteilung zur Verfügung steht, erhöht, wird der Insolvenzverwalter an die Gläubiger im Wege der Nachtragsverteilung den jeweils anteilig zustehenden Quotenbetrag übermitteln. Die Gläubiger erklären sich damit einverstanden, dass der Insolvenzverwalter die Quotenberechnung zum Tag der Auszahlung vornimmt und die Auszahlungen in eigener Verantwortung durchführt.

2. Salvatorische Klausel

Sollte eine Vorschrift dieses Insolvenzplans undurchführbar oder rechtswidrig sein, oder sollten sich im Zuge der Abwicklung des Insolvenzverfahrens Sachverhalte ergeben, die nicht in diesem Insolvenzplan berücksichtigt und geregelt sind, so ist der Insolvenzverwalter von allen Gläubigern, der Schuldnerin und deren Gesellschaftern beauftragt und bevollmächtigt, im eigenen Ermessen und in Abstimmung mit dem Amtsgericht eine Regelung zu treffen, die den wirtschaftlichen Interessen der Gläubiger und den wirtschaftlichen Maßgaben dieses Insolvenzplans am nächsten kommt. Der Insolvenzverwalter ist befugt, namens aller an diesem Insolvenzplan Beteiligten entsprechende wirtschaftliche Regelungen zu treffen. Der Insolvenzplan soll auch für diese Fälle gelten. Der Insolvenzplan soll nicht aufgehoben oder revidiert werden, es sei denn, der nicht geregelte Sachverhalt hat eine so weitreichende wirtschaftliche Bedeutung, dass nach dem Ermessen des Insolvenzverwalters eine Aufhebung des Insolvenzplans sinnvoll erscheint. In diesem Fall soll der Insolvenzverwalter in entsprechender Anwendung des § 262 InsO eine Anzeige über die Nichtdurchführbarkeit des Planes erteilen.

3. Wirksamkeitszeitpunkt/Allgemeine Regelungen

Der Plan tritt nach Bestimmung des Amtsgerichts im Erörterungs- und Abstimmungstermin, nicht jedoch vor Rechtskraft der Bestätigung des Plans durch das Amtsgericht in Kraft.

Teilweise oder vollständig bestrittene Forderungen werden – sollte ein Feststellungsstreit bis einen Monat nach Rechtskraft des Beschlusses, der den Plan bestätigt, rechtshängig werden – bis zur rechtskräftigen Entscheidung zurückgestellt, danach nach Maßgabe der rechtskräftigen Entscheidung behandelt.

XI. Anordnung der Planüberwachung, § 260 InsO

Die festgestellten Forderungen der Gläubiger sind aus den bereits erwirtschafteten sowie den zu erwirtschafteten Geldern zu bedienen. Diese Gelder werden derzeit auf dem Konto der Gesellschaft verwahrt und von dort ausgezahlt. Der Besserungsschein wird aus den zu erwirtschafteten Gewinnen der Geschäftsjahre [______] und [______] bedient.

Eine Überwachung der Erfüllung des Plans durch die Schuldnerin ist aufgrund des Besserungsscheins notwendig. Der Sachwalter [__________] soll daher nach der Aufhebung des Insolvenzverfahrens überwachen, ob die Ansprüche erfüllt werden, die den Gläubigern nach dem gestaltenden Teil gegen die Schuldnerin zustehen.
[Ort], den [Datum]

[_________________]
(Unterschrift)
Anlagen nach § 229 InsO:
Vermögensübersicht (Plan-Bilanz) im Sinn einer Vermögensrechnung (keine Handelsbilanz) 
Ergebnisplan (Plan-GuV) 
Finanzplan (Plan-Liquiditätsrechnung)

Anlage nach § 230 Abs. 2 InsO
Zustimmungserklärung bei Bar-Abgeltungsabweichung
Anlage nach § 230 Abs. 3 InsO:

Verpflichtungserklärung bei Drittengagement

